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Baden-Württemberg
2,7 Mrd. €

Bayern 3,1 Mrd. €

Berlin 1 Mrd. €

Brandenburg 0,6 Mrd. €

Bremen 0,2 Mrd. €

Hamburg 0,6 Mrd. €

Hessen 1,5 Mrd. €
Mecklenburg-

Vorpommern 0,4 Mrd. €

Niedersachsen 1,9 Mrd. €

Nordrhein-Westfalen
4,3 Mrd. €

Rheinland-Pfalz
0,9 Mrd. €

Saarland 0,2 Mrd. €

Sachsen 1 Mrd. €

Sachsen-Anhalt
0,5 Mrd.€

Schleswig-Holstein
0,7 Mrd. €

Thüringen 0,5 Mrd. €

Vermögensteuer 
Finanzspritze für Länder und Gemeinden

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

20 Mrd.
Euro

Quelle: eigene Berechnungen

Wirtschaftspolitik  
Nr. 12, Mai 2010 
ver.di Bundesvorstand  
Bereich Wirtschaftspolitik 
http://wipo.verdi.de – wirtschaftspolitik@verdi.de  

Her mit der Vermögensteuer!
„Wir haben über unsere Verhältnisse ge-

lebt“, erklärt Kanzlerin Merkel zur Zeit bei 

jeder Gelegenheit. Es klingt ja auch so 

einleuchtend: Wegen viel zu hoher Aus-

gaben seien Bund, Länder und Gemein-

den jetzt hoch verschuldet. Da helfe nur 

sparen, streichen, kürzen. 

Dass es auch anders geht, zeigt Spa-

nien. Dort will die Regierung Reiche mit 

einem Vermögen von mehr als einer Mil-

lion Euro zur Kasse bitten. Es sei ein 

Fehler gewesen, die Vermögensteuer  

2008 abzuschaffen, sagt Wirtschafts- 

und Finanzministerin Elena Salgado. 

Deutschland verzichtet sogar schon seit 

1997 auf die Vermögensteuer. Das Ver-

fassungsgericht hatte gefordert, Vermö-

gen gerechter zu bewerten. Keine Regie-

rung hat das bisher umgesetzt. Reiche 

und finanzstarke Unternehmen haben in 

den letzten zehn Jahren sogar massive 

zusätzliche Steuergeschenke erhalten.  

Ohne die Steuergeschenke von Rot-

Grün bis Schwarz-Gelb würden Bund, 

Länder und Gemeinden allein in diesem 

Jahr über 50 Milliarden Euro mehr ein-

nehmen. Mit Vermögensteuer könnten 

es sogar 70 Milliarden Euro mehr sein.  

Die Gemeinden haben eine Finanzsprit-

ze dringend nötig um nicht weiter aus-

zubluten. Dafür ist die Vermögensteuer 

gut geeignet. Sie geht an die Bundeslän-

der, die einen Teil an die Gemeinden 

weitergeben. Gerecht mehr einnehmen 

statt ungerecht immer weniger ausgeben 

– das ist auch gut für die Konjunktur.
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